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„Wir wollen Schulen und Krankenhäuser zu den Standards der Fifa“ (Rosas 2013). Die 
Forderungen nach einem Ausbau des Gesundheits- und Bildungssystems wurden in 
Brasilien immer wieder im Vorfeld der Fußballweltmeisterschaft 2014 von unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Akteuren vertreten (vgl. Lingenthal et al. 2013: 3). Im Zusammenhang mit 
dem brasilianischen staatlichen Bildungssystem wird auch von einem „Bildungsnotstand“ 
(Perez et al. 2010: 623) oder einer „Bildungsmisere“ (Hamm 2011) gesprochen. Ähnlich 
schlecht ist der Zustand der staatlichen Bildungssysteme auch in anderen Entwicklungs- und 
Schwellenländern (vgl. Nussbaum 2006).  
Vor diesem Hintergrund sehen sich gerade in Entwicklungs- und Schwellenländern nicht 
mehr länger nur Akteure des zivilgesellschaftlichen Sektors, sondern zunehmend auch 
Akteure des privatwirtschaftlichen Sektors mit der Erwartung konfrontiert, im Bildungsbereich 
Verantwortung zu übernehmen. Es gibt auch eine Vielzahl von Bildungsprojekten, die von 
Unternehmen gefördert werden und unter dem Stichwort des gesellschaftlichen 
Engagements des Unternehmens (Corporate Social Responsibility - CSR) laufen. Gerade 
die Übernahme von bestimmten Vorzeige-Bildungsinitiativen oder die Förderung einmaliger 
Pilotprojekte trägt den Unternehmen aber auch den Vorwurf ein, dass es sich dabei lediglich 
um eine ‚Feigenblattrhetorik‘ und nicht um ein ernsthaftes Interesse an gesellschaftlicher 
Verantwortung handeln würde (vgl. Seele/Heidbrink 2008: 54). Um Reputations- und 
Imageschäden zu vermeiden und eine größere Glaubwürdigkeit und Akzeptanz zu erreichen, 
lassen sich Unternehmen daher zunehmend von externen Rating-Agenturen bewerten. 
Gleichzeitig versuchen sie ihre Verantwortungsübernahme nicht mehr nur an den 
Erwartungen der Shareholder, sondern auch an denen der Stakeholder auszurichten. Wie 
Ulrich Thielemann treffend feststellt, handelt es sich dabei jedoch um eine falsche 
Perspektive, die als normativ verbindliche ausgezeichnet wird (vgl. Thielemann 2008: 215), 
denn: „Auf wessen Akzeptanz sollte die Unternehmung ihre CSR-Aktivitäten zuschneiden, 
wenn doch unterschiedliche Stakeholdergruppen je andere ‚Erwartungen‘ haben?“ (ebd.: 
216). Anstatt sich an den Erwartungen anderer auszurichten, bedarf es eines 
Perspektivenwechsels, bei dem Unternehmen ihre eigene Urteilskraft bemühen. Ethisches 
Handeln lässt sich nicht messen, sondern sollte sowohl von dem 
Unternehmensmanagement als auch von den Stakeholdern kritisch hinterfragt und beurteilt 
werden (vgl. ebd.: 222).  
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Aus diesen hier thematisierten Ambivalenzen wird deutlich, dass das Thema der 
unternehmerischen Bildungsverantwortung komplex ist und für die Unternehmenspraxis 
Fragen aufwirft, die meiner Ansicht nach nicht auf praktischer Ebene allein gelöst werden 
können, sondern einer tiefer gehenden sozialphilosophischen bzw. wirtschaftsethischen 
Reflexion bedürfen. Aus diesem Grund habe ich mich in meiner Dissertation1 mit dem Thema 
der Begründung unternehmerischer Verantwortung für Verwirklichungschancen auf Bildung 
auseinandergesetzt. Dabei habe ich für drei Thesen argumentiert: (1) 
Verwirklichungschancen auf Bildung sind zentral für den Weg aus der Armut, (2) 
Unternehmen kommt eine sekundäre Verantwortung für Verwirklichungschancen auf Bildung 
zu, (3) Unternehmen können ihrer sekundären Bildungsverantwortung auch faktisch z.B. in 
Form einer Social-Franchise-Kooperation mit einem Akteur aus der Zivilgesellschaft 
nachkommen.  
Im Folgenden werde ich zunächst das hier vertretene Verständnis von 
Verwirklichungschancen auf Bildung und Verantwortung kurz erläutern und mich im 
Anschluss auf die Begründung der zweiten Thesen konzentrieren. Insbesondere beziehe ich 
mich dabei auf multinationale Unternehmen, die in Entwicklungs- und Schwellenländern aktiv 
sind. Den Ausgangspunkt der Argumentation stellen die Eltern und der Staat da, die ich als 
Primärverantwortliche erachtet und die Entschuldigungsgründe für eine fehlende Übernahme 
ihrer primären Bildungsverantwortung anführen können. Darauf basierend argumentiere ich 
in vier Schritten für eine sekundäre unternehmerische Bildungsverantwortung. Erstens 
begründe ich eine globale Mitverantwortung von Unternehmen für die 
Entschuldigungsgründe von Eltern und Staat  (globales Kriterium). Zweitens berücksichtige 
ich den jeweiligen nationalen Kontext (nationales Kriterium). Drittens diskutiere ich Formen 
der Zuständigkeit und viertens konkretisiere ich mit Amartya Sen die von Young und 
Neuhäuser vorgeschlagenen Kriterien, nach denen eine Mitverantwortung übernommen oder 
zugewiesen werden soll. Ziel ist es an dieser Stelle, einen Überblick über den 
Argumentationsgang für die zweite These zu geben und den Fokus auf das globale Kriterium 
der Mitverantwortung zu richten.2  
Ausgehend von Sens Verwirklichungschancen-Ansatz verstehe ich 
Verwirklichungschancen als reale Freiheiten, ein bestimmtes Ziel – in dem Fall eine 
bestimmte Bildung – zu erreichen. Synonym für Verwirklichungschancen auf Bildung werde 
ich an dieser Stelle auch die Begriffe Bildungschancen und reale Bildungschancen 
                                                 
1 Sektion Wirtschaftsphilosophie/ -ethik, Vortragsdatum 02.10.2014, XXIII. Kongress der Deutschen Gesellschaft 
für Philosophie 2014 in Münster. Bei dem Vortrag handelt es sich um einen Argumentationsgang aus meiner 
Dissertation mit dem Titel: „Kooperative Bildungsverantwortung als Weg aus der Armut – Eine 
sozialphilosophisch verankerte Analyse am Beispiel einer Social-Franchise-Kooperation zwischen Unternehmen 
und Nichtregierungsorganisation im brasilianischen Bildungssektor  basierend auf dem Ansatz von Amartya Sen“. 
Diese wird voraussichtlich 2015 veröffentlicht. 
2 Am Ende des Textes findet sich eine graphische Übersicht zu dem Argumentationsgang. 
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verwenden. Das von mir zugrunde gelegte Bildungsverständnis zeichnet sich durch die drei 
Attribute: ganzheitliche, formale, grundlegende Bildung aus, die ich an dieser Stelle nur 
zusammenfassend darlegen kann. Ich werde über Sens Verständnis einer Grundbildung 
hinausgehen und Bildung als ganzheitliche Bildung verstehen, die in Anlehnung an das 
Menschenrecht auf Bildung neben Elementen der praktischen Bildung auch Aspekte der 
Persönlichkeits- und politischen Bildung umfasst. Die Definition von Bildung als 
ganzheitlicher liegt darin begründet, dass meiner Ansicht nach eine Grundbildung, die sich 
allein auf Fähigkeiten des Lesens, Schreibens und Rechnens bezieht, nicht ausreicht für den 
langfristigen Weg aus der Armut3. Unter praktischer Bildung verstehe ich Grundkenntnisse 
wie Lesen, Schreiben und Rechnen sowie Fachkenntnisse. Die Aspekte der Persönlichkeits- 
und politischen Bildung konkretisiere ich anhand Martha Nussbaums Kriterien 
demokratischer Bildung als Ausbildung der Fähigkeiten des kritischen Denkens, der 
Empathie und eines Selbstverständnisses als Bürger und Weltbürger mit Offenheit für die 
Werte anderer (vgl. Nussbaum 2006: 385, 390; dieselbe 2012). Außerdem gehe ich davon 
aus, dass Bildung zum einen informal in der Familie und dem sozialen Kontext und zum 
anderen formal, d.h. auf institutionellem Weg erworben wird. Im Folgenden beziehe ich mich 
in erster Linie auf formale grundlegende Bildungschancen. ‚Grundlegend‘ bezieht sich auf 
diejenigen Bildungschancen, auf denen alle weiteren aufbauen, ohne an dieser Stelle eine 
genaue Anzahl von Schuljahren diskutieren zu wollen.  
Verwirklichungschancen und damit auch Verwirklichungschancen auf Bildung werden 
nach Sen von dem Zusammenwirken aus finanziellen Mitteln mit persönlichen 
Umwandlungsfaktoren wie z.B. Alter und Geschlecht sowie gesellschaftlichen 
Umwandlungsfaktoren wie z.B. soziale Chancen und sozialer Sicherheit beeinflusst (vgl. Sen 
2002: 89f., 111). Für die Verwirklichungschancen auf Bildung erachte ich ebenfalls das 
vorhandene Bildungsniveau als persönlichen Umwandlungsfaktor sowie den Zugang zu und 
die Verfügbarkeit von Bildung als wichtige gesellschaftliche Umwandlungsfaktoren. Die 
finanziellen Mittel zusammen mit den persönlichen Umwandlungsfaktoren betrachte ich in 
Anlehnung an Volkert als individuelle Potenziale (vgl. Volkert 2005: 121). Die 
gesellschaftlichen Umwandlungsfaktoren zusammen mit globalen Einflüssen, die ich als 
globale Umwandlungsfaktoren bezeichne, fasse ich demgegenüber unter dem Begriff der 
externen Potenziale. Verwirklichungschancen auf Bildung zähle ich, basierend auf Sen, zu 
den grundlegenden Verwirklichungschancen, auf denen alle weiteren aufbauen.  
Für die Begründung unternehmerischer Bildungsverantwortung gehe ich von einem 
erweiterten Verantwortungsverständnis aus, das Verantwortung nicht nur als retrospektive 
Verursacherverantwortung versteht, sondern gleichfalls als prospektive Mitverantwortung. 
                                                 
3 Diese These kann an dieser Stelle nicht weiter ausgeführt werden, vgl. dazu meine Dissertationsschrift, Kap. 3. 
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Nachfolgend gilt es zu klären, warum allein ein Verursacherverständnis von Verantwortung 
zu kurz greift und auf welche Konzepte einer prospektiven Mitverantwortung ich mich 
beziehe. 
Von Iris Marion Young wird das Verantwortungsmodell, das auf dem Verständnis der 
Verursacherverantwortung  aufbaut, auch als Haftbarkeitsmodell von Verantwortung 
bezeichnet. Dieses weist fünf Merkmale auf: die isolierte Betrachtung, die separate 
Verantwortung, die Abweichung vom Normalen, die Retrospektive und einen Fokus auf 
individuelle Handlungen (vgl. Young 2010: 354–359). Dieses Verantwortungsverständnis 
sowie das Haftbarkeitsmodell weisen jedoch Grenzen auf. Insbesondere wenn es mehrere 
Verursacher gibt, wie z.B. in der globalen Wirtschaft, führt dies einerseits zur Tendenz der 
Weiterverschiebung von Verantwortung und andererseits zur Überforderung, wenn jeder für 
alles verantwortlich gemacht würde (vgl. Höffe 1989: 18f.). 
Iris Marion Young hat als Ergänzung zum Verursacherverständnis von Verantwortung und 
dem Haftbarkeitsmodell ein Verantwortungsverständnis der Mitverantwortung entwickelt und 
auf diesem basierend ein Modell der sozialen Verbundenheit. Ihr Modell basiert auf der 
Annahme, dass jeder von uns in gewisser Weise durch sein Handeln zu Prozessen und 
ihren ungerechten Resultaten beiträgt. Wir tragen Verantwortung für strukturelle 
Ungerechtigkeit, weil wir mit anderen „an einem System voneinander abhängiger 
Kooperations- und Wettbewerbsprozesse teilnehmen, in denen wir [...] unsere Absichten 
verwirklichen wollen“ {Young 2010 #299: 535f.}. Mitverantwortung tragen wir, auch wenn es 
keine direkte Kausalkette gibt, weil wir Teil der institutionellen Prozesse sind, die sich auch 
über die Nationalgrenzen erstrecken und Menschen überall auf der Erde betreffen. Ihr 
Verantwortungsmodell sozialer Verbundenheit bezieht sich auf den globalen Kontext und 
widmet sich der Verantwortungsfrage bei globaler struktureller Ungerechtigkeit. Das Modell 
zeichnet sich durch folgende Merkmale aus: die nicht-isolierende Betrachtung, die geteilte 
Verantwortung, die Beurteilung der Hintergrundbedingungen, die Orientierung auf die 
Zukunft und den Fokus auf kollektive Handlungen (vgl. Young 2010: 354–359). Die 
Mitverantwortung bemisst sich dabei nach den Kriterien der Macht, der privilegierten 
Stellung, des Interesses und der kollektiven Fähigkeit (vgl. ebd.: 364f.). 
Ein drittes Verständnis von Verantwortung ist das der Verantwortung als Sorge von Christian 
Neuhäuser. Er geht davon aus, dass Menschen eine Nichtschädigung dem Schaden plus 
Schadenersatz vorziehen und dass aus diesem Grund eine sorgende prospektive 
Verantwortung zentral für das Verantwortungsverständnis ist (vgl. Neuhäuser 2011: 51). Er 
entwickelt ein Verantwortungsmodell, das er als „Modell zur Analyse der praktischen 
Verantwortung von Unternehmen“ (Neuhäuser 2011: 225) bezeichnet. Dieses ist als Modell 
einer praxisbezogenen Minimalethik zu betrachten, welches nicht das Ziel verfolgt, eine 
umfassende Theorie der Moral vorzustellen, sondern vielmehr beabsichtigt, eine 
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Orientierungshilfe für den praktischen Umgang mit ethischen Fragen zu sein (vgl. Neuhäuser 
2011: 186). Anhand der Unterteilung in drei Schritten soll es dazu dienen, konkrete Fälle der 
moralischen Verantwortung von Unternehmen diskutieren zu können (vgl. ebd.: 221). Der 
erste Schritt besteht in der Bestimmung eines normativen Standpunkts bzw. eines relevanten 
moralischen Maßstabs, wie er in der Menschenwürde, den Menschenrechten oder im 
Grundgesetz zum Ausdruck kommt. ‚Moralischer Maßstab‘ oder ‚normativer Standpunkt‘ wird 
von Neuhäuser demzufolge als deontologischer moralischer Maßstab verstanden. Sind diese 
Grundüberzeugungen nicht bereits kodifiziert, gilt es dafür zu argumentieren, wieso sie 
dennoch allgemein geteilt werden sollten und in einem demokratischen Prozess 
Anerkennung finden sollten (vgl. ebd.: 221f.). In einem zweiten Schritt können von diesem 
normativen Standpunkt aus positive und negative Pflichten festgestellt werden, die den 
Charakter von handlungsanleitenden Prinzipien besitzen. Diese wiederum müssen in 
Verantwortungszuschreibungen umgedeutet werden, „da diese Prinzipien allein [..] noch 
nicht festlegen, welche Akteure konkret angesprochen sind“ (Neuhäuser 2011: 223).  Aus 
negativen Pflichten ergibt sich dabei eine unmittelbare Verantwortung, diesen 
nachzukommen. Positive Pflichten müssen dagegen erst zugewiesen werden. Die 
Zuweisung von Verantwortung kann in Anlehnung an Kurt Baier durch eine freiwillige 
Übernahme, ein eindeutiges Zufallen der Verantwortung oder eine Zuteilung durch Dritte 
erfolgen4 (vgl. Baier 1972: 52f.). Für die Zuteilung durch Dritte ist es entscheidend, dass es 
sich dabei um eine legitime, d.h. öffentlich begründete Verantwortungszuweisung handelt 
(vgl. Neuhäuser 2011: 211f.). Der Grad der Verantwortungszuweisung richtet sich neben den 
entscheidenden Fragen, (1) ob negative Pflichten verletzt wurden oder (2) ob von Unrecht 
profitiert wurde, nach folgenden Kriterien: (3) besondere Effizienz des Akteurs in der 
Erfüllung der Pflicht, (4) faire Verteilung und (5) Berücksichtigung des eigenen Interesses 
des Akteurs (vgl. Neuhäuser 2011: 209f., 223). Der dritte Schritt besteht in der Diskussion, 
ob der Akteur, dem Verantwortung politisch zugewiesen wurde, aus gerechtfertigten 
Gründen oder entschuldigt die Verantwortung nicht übernehmen kann (Zumutbarkeit)5. Für 
die Frage der primären und der sekundären unternehmerischen Verantwortung beziehe ich 
mich auf alle drei Verantwortungskonzepte.  
Zunächst stellt sich die Frage nach der Primärverantwortung für Verwirklichungschancen auf 
Bildung6. Ich betrachte Verwirklichungschancen auf grundlegende, formale, ganzheitliche 
Bildung als zentral für den Weg aus der Armut. Gerade weil ihnen eine so zentrale 
                                                 
4 Höffe argumentiert, dass es auch ein historische gewachsene Aufgabenverantwortung gibt (vgl. Höffe 1993: 32). 
5 Die Unterscheidung zwischen Rechtfertigung und Entschuldigung bezieht sich hierbei auf John L. Austin (vgl. 
Austin 1977: 9f.). Neuhäuser definiert davon ausgehend: „Eine Rechtfertigung macht eine sonst falsche Handlung 
richtig. Eine Entschuldigung macht eine falsche Handlung nicht richtig, sondern sie bleibt falsch“ (Neuhäuser 
2011: 214). 
6 Die Begründung kann an dieser Stelle nur überblicksartig erfolgen. Vgl. weitere Ausführungen in meiner 
Dissertationsschrift, Kap. 4. 
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Bedeutung für den Weg aus der Armut zukommt, erachte ich einen gleichen Zugang zu 
qualitativ verfügbarer ganzheitlicher Bildung als gerecht. Die Primärverantwortung der Eltern 
und des Staates leitet sich aus dem moralischen Anspruch von Kindern und Jugendlichen 
auf Verwirklichungschancen auf grundlegende Bildung ab. Wie Neuhäuser dies in seiner 
Verantwortungskonzeption vorsieht, gehe ich demzufolge von dem moralischen Maßstab der 
Verwirklichungschancen auf grundlegende Bildung aus. Es handelt sich dabei jedoch nicht 
um einen bereits kodifizierten moralischen Maßstab, allerdings gibt es eine inhaltliche Nähe 
zum Menschenrecht auf Bildung, da ich ganzheitliche Bildung in Anlehnung an dieses als 
Persönlichkeits-, politische und praktische Bildung verstehe. An dieser Stelle konzentriere ich 
mich darauf darzulegen, warum aus diesem Maßstab primär ein moralischer Anspruch der 
Kinder gegenüber ihren Eltern und dem Staat als Primärverantwortliche resultiert.  
Eltern7 unterliegen Fürsorge- und Aufsichtspflichten für ihre Kinder, da diese sich nicht dafür 
oder dagegen entscheiden konnten, auf die Welt zu kommen (vgl. Mieth 2012: 17, 172). Die 
Fürsorgepflicht bezieht sich auf eine angemessene Versorgungsleistung, deren Ausbleiben 
zu einer Schädigung führt. Eine Verletzung dieser Pflicht kann moralisch verurteilt und die 
Einhaltung der Pflicht auch rechtlich erzwungen werden (vgl. ebd.: 15, 60). Die 
Fürsorgepflicht lässt sich als Aufgabenverantwortung auffassen, die Eltern aufgrund ihrer 
spezifischen Rolle als Eltern zugeschrieben wird. Als Teil dieser Rollenverantwortung kann 
die Bildungsverantwortung betrachtet werden. Inwieweit Eltern ihrer Bildungsverantwortung 
trotz Armut nachkommen können, hängt wesentlich von der Gestaltung formaler 
Bildungsinstitutionen ab, die in den Bereich der primären Bildungsverantwortung des Staates 
gehört und im nächsten Schritt näher beleuchtet wird. 
Was zu den primären Verantwortlichkeiten eines Staates zählt, ist von der 
zugrundeliegenden Staatstheorie und den unterschiedlichen Begründungen von Rechten 
und Pflichten des Staates gegenüber seinen Bürgern abhängig. Ich werde Sens Verständnis 
eines Wohlfahrtstaates8 zugrundelegen, das sich stark an dem von Adam Smith orientiert. 
Verwirklichungschancen auf grundlegende, formale Bildung können als halböffentliches Gut9 
betrachtet werden. Ausschlaggebend dafür ist das Kriterium der gesellschaftlichen 
Erwünschtheit. Ein zentraler Grund für die Erwünschtheit sind die positiven Effekte von 
Bildung für die Gesellschaft. Auch wenn zunächst die betroffene Person davon profitiert, ist 
es für die Entwicklung einer Gesellschaft bedeutsam, wenn allen grundlegende 
Bildungschancen gewährt werden. Geht man davon aus, dass der Gewinn für das 
                                                 
7 Der Begriff „Eltern“ kann sich auch auf andere Erziehungsberechtigte wie Großeltern oder auch nur einen 
Elternteil beziehen.  
8 Vgl. zur Systematisierung von Wohlfahrtsstaaten u.a. Esping-Andersen 1998. 
9 Öffentliche Güter zeichnen sich nach Musgrave durch die Nichtanwendbarkeit des Ausschlussprinzips, den 
nichtrivalisierenden Konsum sowie das Zusammenwirken beider Kriterien in Form von externen Effekten aus (vgl. 
Alisch et. al .2004: 2213). Das erste Kriterium bezieht sich darauf, dass von der Nutzung eines Gutes niemand 
durch Entgelt ausgeschlossen werden kann, weil dies aus technischen Gründen nicht praktikabel ist oder aus 
gesellschaftlichen Gründen unerwünscht ist. 
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Gemeinwesen größer ist als für den Einzelnen, kann Bildung als halböffentliches Gut 
betrachtet werden (vgl. {Sen 2002 #269: 159}). Die aus dem moralischen Maßstab der 
Verwirklichungschancen auf grundlegende Bildung entstehenden positiven Pflichten können, 
basierend auf dem Konzept von Baier, dem Staat als Aufgabenverantwortung zugewiesen 
werden. Der Staat kann als Primärverantwortlicher für die Bereitstellung von Bildung als 
halböffentlichen Gut betrachtet werden, da diese Verantwortung ihm von der Gesellschaft als 
Aufgabe entweder zugewiesen wird oder sie ihm eindeutig zufällt.  
Besonders relevant für die weitere Argumentation ist die Frage, ob Eltern und Staat 
Entschuldigungs- oder Rechtfertigungsgründe10 dafür anführen können, dass sie ihrer 
Verantwortung nicht oder nur eingeschränkt nachkommen können. 
Als zentralen möglichen Entschuldigungsgrund, den Eltern anführen können, erachte ich ihre 
eigene Armut. Armut verstehe ich nach Sen als Mangel an grundlegenden 
Verwirklichungschancen, der multidimensional durch einen Mangel an externen Potenzialen 
(gesellschaftlichen und globalen Umwandlungsfaktoren) sowie einen Mangel an internen 
Potenzialen (finanzielle Ressourcen und individuelle Umwandlungsfaktoren) entsteht. Die 
Armut der Eltern und insbesondere ihr eigener Mangel an realen Bildungschancen tragen 
dazu bei, dass sie ihren Kindern nur eingeschränkt grundlegende reale Bildungschancen 
ermöglichen können.  
Der Staat kann als denkbare Entschuldigungsgründe entweder seine finanzielle Armut, d.h. 
einen Mangel an finanziellen Ressourcen angeben, der extern oder intern bedingt ist, oder 
auf den Einfluss anderer Akteure verweisen. Ein extern bedingter Mangel würde bedeuten, 
dass die finanzielle Armut auf globale Einflussfaktoren zurückgeführt werden kann, die auf 
die Prioritäten bei der Verteilung oder direkt auf die finanzielle Lage des Staates wirken. 
Intern bedingt bedeutet, dass der Staat anderen Bereichen eine größere Priorität eingeräumt 
hat, weil z.B. die Betroffenen ihre Rechte deutlicher eingefordert haben. Doch weder die 
Entschuldigungsgründe der Eltern noch die des Staates ändern etwas an der faktischen 
Situation, dass junge Menschen durch mangelnde Verwirklichungschancen auf 
grundlegende Bildung geschädigt werden.   
An dieser Stelle setzt meine Argumentation für die sekundäre unternehmerische 
Verantwortung für Verwirklichungschancen auf Bildung an: Diese erfolgt in vier Schritten.  
Globales Kriterium: Das zentrale Argument ist erstens, dass multinationalen Unternehmen 
eine globale Mitverantwortung für die Entschuldigungsgründe Primärverantwortlicher 
zukommt. Dieses Kriterium bezeichne ich als globales Kriterium. Die Mitverantwortung für 
die Armut der Eltern und die finanzielle Armut von Staaten lässt sich einerseits auf der Basis 
von Pogges Adaption der Verursacherverantwortung für den globalen Kontext sowie 
                                                 
10 An dieser Stelle würden lediglich Entschuldigungsgründe möglich sein, da ein Rechtfertigungsgrund bedeuten 
würde, dass es an sich richtig sein könnte, der Bildungsverantwortung nicht nachzukommen. 
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andererseits über Youngs Modell der globalen Mitverantwortung begründen. Der 
Argumentation liegen drei Annahmen zugrunde: erstens, dass ein Großteil der 
multinationalen Unternehmen seinen Firmensitz in Industrieländern hat, zweitens, dass die 
Entschuldigungsgründe Primärverantwortlicher zu einem wesentlichen Anteil auf globale 
Strukturen zurückgeführt werden können. Drittens gehe ich davon aus, dass Unternehmen 
als moralische Akteure betrachtet werden können, die demzufolge auch als Adressaten 
moralischer Verantwortung infrage kommen11. 
Globale Strukturen werden einerseits durch die rechtliche Ausgestaltung der globalen 
Weltwirtschaftsordnung geschaffen. Diese ist nach Pogge ungerecht, weil sie 
menschenrechtsverletzend ist und zu vermeidbarer Armut beiträgt. Uns, den Bürgern 
wohlhabender Staaten, kommt eine Verursacherverantwortung für das Aufrechterhalten der 
ungerechten Weltordnung zu (vgl. (Pogge 2009: 16f). Die Menschenrechte erlegen den 
Bürgern wohlhabender Staaten, die negative Pflicht auf nicht zur Aufrechterhaltung und 
Durchsetzung einer institutionellen Ordnung beizutragen, die vorhersehbar 
Menschenrechtsdefizite reproduziert. Diese negativen institutionellen Pflichten können nach 
Pogge positive Kompensationsverpflichtungen bezüglich des eigenen Schadensbetrags 
generieren (vgl. Pogge 2008: 172). Legt man Pogges Verständnis von globaler 
Verursacherverantwortung zugrunde und geht davon aus, dass Unternehmen als moralische 
Subjekte betrachtet werden können, lässt sich seine Argumentation auf Unternehmen 
ausdehnen. Diese sind in einem weitaus größeren Ausmaß in der Lage, die globale 
Weltwirtschaftsordnung bzw. ihre Institutionen – wie den IWF und die Weltbank – zu 
beeinflussen als Individuen. Damit kann davon ausgegangen werden, dass Unternehmen 
eine globale Verursacherverantwortung für die Aufrechterhaltung der ungerechten 
Weltwirtschaftsordnung zukommt. Hinzuweisen ist darauf, dass diese von Unternehmen zu 
Unternehmen variieren kann und es daher Kriterien für eine Kompensationsverantwortung 
bedarf.  
Der zweite Begründungsansatz einer globalen Mitverantwortung geht von einer 
Mitverantwortung für globale strukturelle Ungerechtigkeiten auf der Grundlage der sozialen 
Verbundenheit aus, die Nationalstaaten vorausgeht. Indem Young mit Onora O’Neill 
annimmt, dass alle gesellschaftlichen Akteure, und damit auch Unternehmen, die 
Handlungen anderer voraussetzen, mit denen sie in einer Weltgesellschaft verbunden sind, 
bestehen ihrer Ansicht nach moralische Pflichten nicht nur national, sondern global. Nach 
Young kommt allen Akteuren, die an dem fortlaufenden Kooperationssystem teilnehmen und 
                                                 
11 Unternehmen können meines Erachtens nach als moralische Akteure betrachtet werden, weil die Kriterien 
individueller Verantwortungsfähigkeit: Kausalität, Intentionalität, Handlungsfreiheit sowie die Einnahme des 
moralischen Standpunkts auch auf sie zutreffen, wie ich unter Bezugnahme auf Argumente von Peter French 
French 1995 (Personenmodell), Thomas Donaldson Donaldson 1982 (Sozialvertragsmodell), Christian 
Neuhäuser  (Neuhäuser 2011) und Peter Ulrich  (2008: 167–174) aufzeige. Diese Annahme kann an dieser Stelle 
nicht weiter ausgeführt werden (vgl. Dissertationsschrift, Kapitel 4.2). 
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damit die Strukturen konstituieren, eine Mitverantwortung für die strukturellen 
Ungerechtigkeiten zu. Diese begründet sich aus ihrer Beteiligung an den Prozessen, die 
nicht auf Individuen oder bewusste Unterdrückung durch den Staat zurückgeführt werden 
kann, sondern das Resultat gerade normkonformer Handlungen von vielen Individuen und 
Institutionen ist (vgl. Young 2010: 346). Multinationale Unternehmen nehmen an dem 
fortlaufenden Kooperationssystem teil. Ihre Mitverantwortung begründet sich daher auf der 
Beteiligung an den globalen Wirtschaftsprozessen. Young macht dies am Beispiel 
ungerechter globaler Arbeitsstrukturen in der Textilbranche deutlich. Diese Bedingungen 
besitzen jedoch nicht nur Geltung für Ausbeuterbetriebe und Arbeitsstrukturen in der 
Textilbranche. Vielmehr ist es möglich, sie auch auf andere Industriebereiche zu übertragen. 
Auch handelt es sich nicht um Einzelfälle, sondern um eine ganze Branche, in der bestimmte 
Bedingungen herrschen.  
Aufgrund der Mitbeteiligung an globalen Wirtschaftsprozessen lässt sich eine globale 
Mitverantwortung ausmachen und aufgrund des Beitrags zur Aufrechterhaltung einer 
ungerechten globalen Weltwirtschaftsordnung eine Mitverursachung der 
Entschuldigungsgründe Primärverantwortlicher.  
Nationales Kriterium: Doch kann es keineswegs sinnvoll erscheinen, dass alle Unternehmen 
beginnen, sich im Bildungsbereich zu engagieren. Vielmehr bedarf es eines zweiten 
Schrittes, den ich als nationales Kriterium der Mitverantwortung bezeichnen werde, das 
hinterfragt, wann Unternehmen Verantwortung für reale Bildungschancen übernehmen 
sollen. Dafür ist es notwendig zu beachten, inwiefern die Primärverantwortlichen in dem 
jeweiligen Land A und der konkreten Region R, in der ein Unternehmen U1 aktiv ist, dieser 
Verantwortung nachkommen (können). Die konkrete Region sollte deswegen berücksichtigt 
werden, da formale Bildung in vielen Ländern föderal organisiert ist und Armut von Familien 
regional unterschiedlich ausgeprägt ist. Es könnte nun der Fall sein, dass das Unternehmen 
U1 in Brasilien und Deutschland aktiv ist und feststellt, dass in Brasilien, beispielsweise in 
der Region Rio de Janeiro, Primärverantwortliche nicht in vollem Umfang ihrer 
Bildungsverantwortung nachkommen können. Dafür können die Überlegungen zu 
Bildungsgerechtigkeit herangezogen werden: Besteht ein gleicher Zugang zu qualitativer 
Bildung12? Werden alle Aspekte ganzheitlicher Bildung abgedeckt in der formalen Bildung? 
Wenn dies nicht der Fall ist, käme das Unternehmen U1 prinzipiell als 
Verantwortungssubjekt in Frage.  
Formen der Zuständigkeit: Wenn jedem multinationalen Unternehmen in dem Land A und 
der Region R innerhalb des Landes eine positive Pflicht aus den ungerechten formalen 
Bildungschancen entsteht, stellt sich drittens die Frage, wie diese in Verantwortung 
umgeschrieben werden kann. Kurt Baier hat drei Formen unterschieden, wie 
                                                 
12 Dass diese grundlegend und formal ist, wird hier vorausgesetzt. 
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Aufgabenverantwortung zugeschrieben werden kann. Erstens kann sie jemandem zufallen, 
zweitens kann sie freiwillig übernommen werden und drittens kann sie zugewiesen werden 
(vgl. Baier 1972: 52f.). Dass Unternehmen eindeutig Bildungsverantwortung zufällt, dürfte 
eher die Ausnahme sein, weil es nur dann der Fall wäre, wenn nicht auch ein anderer Akteur 
dafür in Frage käme. Insbesondere Akteure der Zivilgesellschaft wie NGOs und Stiftungen 
können als diejenigen betrachtet werden, denen Bildungsverantwortung zunächst aufgrund 
ihrer Kompetenz zufällt. Es kann also davon ausgegangen werden, dass die freiwillige 
Selbstverpflichtung und die Zuweisung die Standardfälle sind. Inwieweit beispielsweise das 
Unternehmen U1 die positive Pflicht anerkennt und sich freiwillig verpflichtet, wird aber von 
seiner internen Entscheidungsstruktur abhängen. Aus diesem Grund kann es nicht als 
einzige Möglichkeit den Unternehmen überlassen bleiben, ob sie sich zu 
Bildungsverantwortung freiwillig verpflichten. Die Zuweisung der Bildungsverantwortung kann 
daher als eine bedeutsame Option für unternehmerische Verantwortungszuschreibung 
angesehen werden. Sie muss öffentlich begründet sein und kann damit entweder durch 
gewählte Vertreter oder aber durch Akteure der Zivilgesellschaft erfolgen, sofern diese dem 
Anspruch der öffentlichen Begründung gerecht werden. Im Anschluss daran stellt sich 
insbesondere für die Zuweisung von konkreter Bildungsverantwortung, aber auch für die 
freiwillige Übernahme die Frage des Ausmaßes bzw. der Zumutbarkeit. Was sind 
angemessene Kriterien für die Zuweisung bzw. Übernahme von Bildungsverantwortung des 
Unternehmens U1? 
Kriterien der Mitverantwortung: Iris Marion Young hat vier Kriterien vorgeschlagen, die die 
Position eines Akteurs in globalen sozialen Prozessen charakterisieren und nach denen die 
Mitverantwortung zur Veränderung ungerechter Strukturen bemessen werden soll: Macht, 
Privileg, Interesse und kollektive Fähigkeit (vgl. {Young 2010 #299: 364f.). Doch weist Young 
selbst darauf hin, dass diese Kriterien noch unterbestimmt sind und es weiterer 
Überlegungen bedarf, wie man sie konkretisieren kann. Neuhäuser schlägt für die 
Zuweisung von Verantwortung nicht Macht, sondern die Kriterien Effizienz, Interesse und 
Fairness vor sowie die Berücksichtigung von Entschuldigungs- und Rechtfertigungsgründen 
(vgl. Neuhäuser 2011: 209ff.).  
Ich schlage vor, an dieser Stelle die zwei Kriterien ‚Aussicht auf Erfolg‘ und ‚Zumutbarkeit‘ für 
die Mitverantwortung zugrundezulegen.13 Die von Young und Neuhäuser vorgeschlagenen 
Kriterien lassen sich diesen beiden zuordnen. 
Die Kriterien ‚Macht‘, ‚Kompetenz‘ und ‚Fairness‘ geben darüber Auskunft, inwieweit die 
Mitverantwortung der Unternehmen ‚Aussicht auf Erfolg‘ verspricht. Demgegenüber können 
anhand der Fragekriterien, ob die unternehmerische Existenz durch die 
                                                 
13 Diese zwei Kriterien werden u.a. von Mieth für die Konkretisierung von Hilfspflichten herangezogen (vgl. Mieth 
2012: 152).  
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Verantwortungsübernahme gefährdet wird und ob Unternehmen Entschuldigungs- und 
Rechtfertigungsgründe anführen können, Überlegungen zur ‚Zumutbarkeit‘ angestellt 
werden. An dieser Stelle kann ich nicht auf alle Kriterien ausführlich eingehen, möchte aber 
vorstellen, welchen Vorschlag ich für die Konkretisierung des Kriteriums der Macht vorlege. 
Der Unbestimmtheit dessen, was unternehmerische Macht auszeichnet, lässt sich, wie ich 
aufzeige, durch Sens Verwirklichungschancen-Ansatz begegnen, indem man Macht als 
Handlungsmacht und Entscheidungsfreiheit von Unternehmen versteht (vgl. Tammena 
2009). Unternehmerische Macht über die Verwirklichungschancen zu verstehen, ist aus 
mindestens fünf Gründen zu befürworten: Erstens macht es gerade die Offenheit von Sens 
Ansatz möglich, differenzierte Betrachtungen für jedes einzelne Unternehmen vorzunehmen. 
Zweitens ist ein Verständnis von unternehmerischer Macht als Handlungsmacht nicht auf 
den nationalen Kontext beschränkt und kann sowohl unternehmensinterne Aspekte als auch 
globale Aspekte berücksichtigen. Drittens ermöglicht Sens differenzierter Begriff von Agency, 
der neben Wohlergehen auch andere Ziele umfasst, dass die Handlungs- und 
Entscheidungsfreiheit von Unternehmen nicht nur auf ihr eigenes Wohlergehen bezogen 
werden kann, sondern auch andere Ziele, z.B. gesellschaftliche Ziele, berücksichtigt werden 
können. Viertens ermöglicht dieses Verständnis eine Vergleichbarkeit der Verantwortung von 
Unternehmen in einem Land. Fünftens kann über Sens Ansatz auch die privilegierte Stellung 
von Unternehmen und darüber das Mitprofitieren der Unternehmen von nationalen und 
globalen Strukturen berücksichtigt werden. 
Zum Abschluss soll ein Ausblick gegeben werden. Die Problematik der Bildungsmisere 
und des Zustands des Bildungs- und Gesundheitssystems stand in Brasilien schon lange vor 
der Fußballweltmeisterschaft 2014 in der Kritik. Durch die Aufmerksamkeit, die Brasilien im 
Vorfeld und während der WM zu Teil wurde, wurde die Kritik jedoch nicht nur innerhalb 
Brasiliens oder der Forschungsgemeinschaft sichtbarer, sondern vor den Augen der 
Weltöffentlichkeit zum Ausdruck gebracht. Wie anhand des Überblicks über den 
Argumentationsgang mit dem Fokus auf dem globalen Kriterium aufgezeigt wurde, kommt 
multinationalen Unternehmen in Entwicklungs- und Schwellenländern eine sekundäre 
Bildungsverantwortung zu, die jedoch abhängig von dem konkreten Land, der konkreten 
Region, der Zuständigkeit und dem Anteil der Mitverantwortung variiert. An dieser Stelle ist 
es jedoch wichtig, das Augenmerk noch einmal auf ein zentrales Argument für die sekundäre 
unternehmerische Verantwortung zu richten. Dabei handelt es sich um die Mitverantwortung 
für die Entschuldigungsgründe der Primärverantwortlichen, d.h. für die Armut an 
grundlegenden Verwirklichungschancen der Familien und die finanzielle Armut der Staaten. 
Die hier begründete sekundäre Bildungsverantwortung von multinationalen Unternehmen 
befreit diese nicht davon, darüber nachzudenken, wie sie zusammen mit den 
Primärverantwortlichen deren primäre Übernahme von Bildungsverantwortung befördern 
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können. Eine hier zugrunde gelegte Annahme war, dass die Entschuldigungsgründe 
Primärverantwortlicher zu einem wesentlichen Anteil auf globale Strukturen zurückgeführt 
werden können. Vor diesem Hintergrund gilt es in Zukunft – wie dies auch von Thomas 
Pogge und Jean Ziegler gefordert wird –, den Fokus noch stärker auf die gerechtere 
Ausgestaltung globaler Wirtschaftsstrukturen zu richten und die Konsequenzen zu 
berücksichtigen, die Lobbyismus und Entscheidungen des IWF und der Weltbank für die 
ärmsten Bewohner der betroffenen Länder haben. Auch gilt es an dieser Stelle zu betonen, 
dass weder die Eltern und noch weniger der Staat als Primärverantwortliche für 
grundlegende Bildungschancen sich auf ihren Entschuldigungsgründen ausruhen dürfen. 
Vielmehr müssen sich gerade die Staaten fragen, ob sie ihre Prioritäten für die Ausgaben 
richtig setzen und tatsächlich der Wille vorhanden ist, gerechte Verwirklichungschancen auf 
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